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Pressemitteilung des Netzwerks Volksabstimmen über Volksabstimmen 

17.11.2021 

 

 

Landesweite Volksabstimmung über die volle Wiedererlangung des 

bürgerlichen Volksabstimmungsrechts gefordert   

 
Die Vorarlberger Landespolitik soll der eigenständigen demokratischen Tradition in 

Vorarlberg gerecht werden 

 

Das Netzwerk Volksabstimmen über Volksabstimmen wendet sich aus Anlass der heutigen 

Landtagssitzung, auf der die Sammelnovelle „Gesetz über Volksabstimmungen auf 

Gemeindeebene“ in 1. Lesung behandelt wird, an die Landespolitik. Der offene Brief erneuert die 

Forderungen der Volksabstimmungsdemo vor dem Landhaus vom vergangenen Sonntag. Das an 

Landtagspräsident Sonderegger und Landeshauptmann Wallner adressierte Schreiben informiert die 

Abgeordneten zum Landtag und sämtliche Mitglieder der Vorarlberger Landesregierung. 

 

Landesweite Volksabstimmung gefordert - Der Verfassungsausschuss des Nationalrats hat Anfang 

November Verfassungsministerin Edtstadler damit beauftragt, einen Länder-Dialog über 

Volksabstimmungen auf Gemeindeebene zu starten. Die Verfassungsministerin soll ergründen, ob die 

einzelnen Bundesländer dafür sind, dass Gemeinde-Volksabstimmungen durch die Bürgerinnen und 

Bürger selbst initiiert werden können. Für das Netzwerk Volksabstimmen über Volksabstimmen steht 

fest, dass diese Frage durch die Bürgerinnen und Bürger selbst beantwortet werden soll. Ein Länder-

Dialog nur mit Politikerinnen und Politikern, aber über die Köpfe der betroffenen Bürgerinnen und 

Bürger hinweg würde ein äußerst unzeitgemäßes Demokratie-Verständnis offenbaren. 

Das Netzwerk fordert den Landtag auf „eine Volksabstimmung auf Grund eines Landtagsbeschlusses 

gemäß §31 Landes-Volksabstimmungsgesetz durchzuführen. Die dabei zu stellende Frage könnte 

beispielsweise so lauten: Sind Sie dafür, dass sich der Vorarlberger Landtag und die Vorarlberger 

Landesregierung mit allen ihnen zu Gebote stehenden Mitteln für eine Änderung der 

Bundesverfassung einsetzen, damit das bürgerliche Volksabstimmungsrecht auf Gemeinde-, Landes- 

und Bundesebene in der Bundesverfassung festgeschrieben wird.“ 

Die Landespolitik wird zudem aufgefordert beim Länder-Dialog eine Vorreiterrolle einzunehmen, ihn 

zu koordinieren und zu versuchen einen Konsens zwischen den Ländern herzustellen. Vorarlberg 

macht gute Erfahrungen mit dem demokratischen Leben im Land. Indem die Landespolitik sich zur 

aktiven Fürsprecherin des bürgerlichen Volksabstimmungsrecht macht, wird sie der eigenständigen 

demokratischen Tradition gerecht. 

 

Einberufung einer verfassungsgebenden Versammlung - Nach Ansicht des Netzwerks erfordern 

die demokratischen Defizite der Bundesverfassung und die Herausforderungen der Umbruchszeit die 

Einberufung einer verfassungsgebenden Versammlung. Vorarlberg Landtag und Landesregierung 

sollen sich dafür nicht nur gegenüber den anderen Bundesländern und dem Bund für eine 

verfassungsgebende Versammlung starkmachen, sondern auch in den Dialog mit der Bevölkerung 

treten. Für das Netzwerk ist klar, eine demokratische Verfassungsreform ist eine 

gesamtgesellschaftliche Angelegenheit. Neben Experten und politischen Repräsentanten sollen auch 

Bürgerinnen und Bürger an der Ausverhandlung von zukunftstauglichen Spielregeln unseres 

Zusammenlebens beteiligt werden. Dazu sind politischer Mut und Weitblick gefordert. 

 

Angebot eines Impulsreferats auf dem kommenden Landtag - Aufgrund der Komplexität der 

Materie schlägt das Netzwerk im offenen Brief eine Information der Abgeordneten zum Landtag vor. 

Dieser Vorschlag entspringt der Überzeugung, dass die tiefgreifenden strukturellen Veränderungen, 
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vor denen unsere Gesellschaft steht, eine enge Kooperation zwischen der Bürgerschaft und ihren 

politischen Vertreterinnen und Vertretern erfordern werden. 

 

Bürgerliche Gesetzgebungskompetenz wird unter Beweis gestellt - Den Abschluss des Schreibens 

rekapituliert die Entstehungsgeschichte der Sammelnovelle, die dem Landtag heute zur 1. Lesung 

vorgelegt wird. Das Zustandekommen der Sammelnovelle bildet zugleich die Geschichte des 

bürgerlichen Widerstands gegen den Verlust eines zutiefst demokratischen Rechts und des 

zivilgesellschaftlichen Engagements für die Wiedererlangung desselben ab. Der Landtag wird 

gebeten, die Sammelnovelle als Provisorium zu sehen und die volle Wiedererlangung des 

Volksabstimmungsrechts per Verfassungsänderung im Sinne der Bürgerinnen und Bürger zu 

verfolgen. 
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Pressekontakt des Netzwerks Volksabstimmen über Volksabstimmen:  
Initiative Ludesch, Christoph Aigner, 0664804231128; kontakt@initiativeludesch.at  
Info über das Netzwerk unter: https://www.initiativeludesch.at  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 


